Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2751 


Sachgebiet 611 

Der Bundesminister Bonn, den 20. Oktober 1971 

für Wirtschaft und Finanzen 

F/IV B 3 - S 2285 - 46/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Steuerliche Absetzbarkeit von Haushaltsgeräten 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Baier, Röhner, Bieche- 
le r Frau Stommel, Vogt, Prinz zu Sayn-Wittgenstein- 
Hohenstein, Frau Griesinger und Genossen 
- Drucksache VI/2663 - 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die Kleine An- 
frage wie folgt: 


§ 33a Abs. 3 EStG sieht in bestimmten Fällen bei Aufwendungen 
für eine Hausgehilfin oder Haushaltshilfe eine Steuerermäßigung 
vor. Der Zweck dieser Vorschrift über die Absetzbarkeit der Auf- 
wendung für Hausgehilfinnen ist weitgehend illusorisch, weil keine 
Hausgehilfinnen zu bekommen sind und die Betroffenen verstärkt 
auf Rationalisierungen durch Haushaltsgeräte zurückgreifen müssen. 
Es sollte auch vermieden werden, daß durch § 33a Abs. 3 EStG 
einseitig besonders Begüterte begünstigt werden, die in der Regel 
in der Lage sind, durch überhöhte Entlohnung trotz der Knappheit 
des Angebotes eine Hausgehilfin zu bekommen. 


Wir fragen deshalb die Bundesregierung: 

1. Beabsichtigt sie auf Grund dessen, im Rahmen der Gesetzent- 
würfe zur Steuerreform in Ergänzung des § 33a EStG für die in 
§ 33a Abs. 3 genannten Fälle, alternativ zur Steuerermäßigung 
bei Hausgehilfinnen und Haushaltshilfen, eine Steuerermäßigung 
auch bei Aufwendungen für Geräte, die die Haushaltsführung 
rationalisieren (z. B. Geschirrspülmaschinen, Waschmaschinen), 
vorzusehen? 

2. Wenn ja, wie soll diese Regelung im einzelnen aussehen? 

Die Einführung einer einkommensteuerlichen Begünstigung der 
Anschaffungskosten von arbeitssparenden Haushaltsgeräten im 
Rahmen der Vorschrift des § 33a Abs. 3 des Einkommensteuer- 
gesetzes (EStG) ist bereits in der Vergangenheit von verschie- 
denen Seiten wiederholt gefordert worden. Die Bundesregierung 
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ist diesen Forderungen nicht gefolgt. Sie beabsichtigt auch nicht, 
eine derartige steuerliche Begünstigung im Zuge der Steuer- 
reform vorzuschlagen. 

§ 33a Abs. 3 EStG gewährt unter dem Gesichtspunkt einer 
außergewöhnlichen Belastung in bestimmten Fällen steuerliche 
Erleichterungen wegen der Aufwendungen für die Beschäftigung 
einer Hausgehilfin oder einer stundenweise tätigen Haushalts- 
hilfe. In Betracht kommen die Fälle, in denen 

1. zum Haushalt des Steuerpflichtigen mindestens drei Kinder 
gehören, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 
oder 

2. zum Haushalt des Steuerpflichtigen mindestens zwei Kinder 
gehören, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 
und 

a) der Steuerpflichtige verheiratet ist und beide Ehegatten 
erwerbstätig sind, oder 

b) der Steuerpflichtige unverheiratet und erwerbstätig ist, 
oder 

3. der Steuerpflichtige oder sein Ehegatte das 60. Lebensjahr 
vollendet hat, oder 

4. der Steuerpflichtige oder sein Ehegatte oder ein zu seinem 
Haushalt gehöriges Kind oder eine andere zu seinem Haus- 
halt gehörige unterhaltene Person nicht nur vorübergehend 
körperlich hilflos oder schwer körperbeschädigt ist oder die 
Beschäftigung einer Hausgehilfin wegen Krankheit einer 
der genannten Personen erforderlich ist. 

Nach den gegenwärtigen Verhältnissen liegt die Hauptbedeu- 
tung der Vorschrift nicht in der Begünstigung der Beschäftigung 
einer Hausgehilfin, sondern einer Haushaltshilfe, für die die 
Kosten auch von breiteren Bevölkerungsschichten getragen 
werden können. 

Die Anschaffung von arbeitsparenden Haushaltsgeräten kann 
unter dem Gesichtspunkt einer außergewöhnlichen Belastung 
mit der Beschäftigung einer Hausgehilfin oder Haushaltshilfe 
nicht verglichen werden. Denn mit den Anschaffungskosten er- 
wirbt der Steuerpflichtige einen Gegenwert von länger dauern- 
dem Nutzen. Dieser Umstand schließt nach dem geltenden Recht 
grundsätzlich die Anerkennung einer außergewöhnlichen Be- 
lastung aus. Hierzu wird auf die ständige Rechtsprechung des 
Bundesfinanzhofs (vgl. Urteil vom 9. April 1965 VI 23/65 S, 
Bundessteuerbl. III S. 411) hingewiesen, die ausdrücklich vom 
Bundesverfassungsgericht bestätigt worden ist (Beschluß vom 
13. Dezember 1966 I BvR 512/65, Bundessteuerbl. 1967 III S. 106). 
Die Bundesregierung hält eine Abkehr hiervon durch eine 
Gesetzesänderung nicht für vertretbar. Wollte man den Rechts- 
grundsatz, daß eine Steuerermäßigung wegen außergewöhn- 
licher Belastung für Aufwendungen, durch die ein Gegenwert 
erlangt wird, nicht gewährt werden kann, für Anschaffungs- 
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kosten arbeitsparender Haushaltsgeräte durchbrechen, so 
müßte dies zu nicht absehbaren Berufungen führen. 

Kann schon aus diesem Grunde die Einführung einkommen- 
steuerlicher Erleichterungen für die Anschaffung von arbeit- 
sparenden Haushaltsgeräten nicht in Betracht kommen, so ste- 
hen der Einführung einer solchen Regelung auch gewichtige 
Bedenken hinsichtlich ihrer Praktikabilität entgegen. Es wäre 
unumgänglich, einen Katalog der Geräte, deren Anschaffung 
begünstigt wäre, aufzustellen. Dabei würden sich nicht oder 
kaum lösbare Abgrenzungsfragen ergeben. Es müßte entschie- 
den werden, welche Geräte gerade wegen Fehlens einer Haus- 
gehilfin (Haushaltshilfe) angeschafft werden. Wegen der stän- 
dig fortschreitenden technischen Entwicklung müßte ein solcher 
Katalog laufend ergänzt werden. 

Aus den genannten Gründen, zu denen noch schwerwiegende 
haushaltsmäßige Bedenken hinzukommen, sieht sich die Bundes- 
regierung nicht in der Lage, im Rahmen der Steuerreform eine 
der Kleinen Anfrage entsprechende Vergünstigung vorzuschla- 
gen. 


H. Hermsdorf 
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